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Erfahrungen aus der Praxis

Leitungstätigkeit zur Qualifizierung 
der Neuererrechtsprechung

Die Konfliktkommissionen und staatlichen Gerichte des 
Bezirks Erfurt unternehmen große Anstrengungen, um mit 
der Verhandlung, Entscheidung und Auswertung von 
Neuererstreitfällen zur Beschleunigung des wissenschaft­
lich-technischen Fortschritts und damit zur Intensivierung 
der Produktion sowie zur ständigen Verbesserung der Ar­
beite- und Lebensbedingungen beizutragen. Wenn auch der 
Anteil der Neuererverfahren an der Arbeitsrechtsprechung 
überhaupt im Bezirk nicht besonders hoch ist, so sind diese 
Verfahren doch in der Regel von größerer gesellschaft­
licher Bedeutung. Deshalb widmet das Bezirksgericht 
gerade der Neuererrechtsprechung in seiner Leitungstätig­
keit besondere Aufmerksamkeit und ist vor allem bemüht, 
durch vielfältige Maßnahmen noch vorhandene Niveau­
unterschiede, die zum Teil auch aus dem unterschiedlichen 
Anfall von Neuererrechtsstreitigkeiten bei den Gerichten 
resultieren, zu beseitigen. Schon seit längerer Zeit hat die 
Leitung des Bezirksgerichts die Neuererrechtsverfahren 
unter Kontrolle genommen, und es besteht ein genauer 
Überblick über die im Bezirk anhängigen bzw. abgeschlos­
senen Verfahren und deren Ergebnisse.

Bewährt hat sich in diesem Zusammenhang die Bildung 
einer „Konsultativgru'ppe Neuererrecht“. Diese besteht aus 
dem Vorsitzenden des Senats für Arbeitsrecht beim Be­
zirksgericht, einem Richter eines Kreisgerichts, je einem 
Vertreter des Bezirksneuererzentrums und des Neuerer­
aktivs des Bezirksvorstandes des FDGB sowie dem Leiter 
eines Büros für die Neuererbewegung (BfN) aus dem Be­
reich Mikroelektronik. Bei dieser Konsultationsgruppe kön­
nen sich unsere Richter in allen Rechtsfragen auf dem 
Gebiet des Neuererrechts Rat, Anleitung und Hilfe holen. 
Die Anleitung erfolgt sowohl individuell als auch kollektiv.

Zu ihrer weiteren Qualifizierung können die auf dem 
Gebiet des-Neuererrechts tätigen Richter auch an den vom 
Bezirkeneuererzentrum durchgeführten Veranstaltungen 
teilnehmen. Außerdem können sie sich an den von den 
Kreisvorständen des FDGB für die gewerkschaftlichen 
Neuereraktivs regelmäßig durchgeführten Schulungen 
beteiligen. Jeder Fachrichter hat darüber hinaus in einem 
vom Bezirksneuererzentrum und dem Senat ausgewählten 
qualifizierten Mitarbeiter eines Büros für die Neuerer­
bewegung im Kreis einen sachkundigen Gesprächspartner.

Zur Unterstützung der gerichtlichen Tätigkeit auf dem 
Gebiet des Neuererrechts wurde allen Arbeitsrichtern in 
Form einer Broschüre eine Zusammenstellung aller in der 
Zeitschrift „der neuerer“ über mehrere Jahre hinweg er­
schienenen Neuererforen übergeben. Weiter hat das Be­
zirksgericht „Anhaltspunkte für die erste prozeßleitende 
Verfügung in Neuererrechtsstreitigkeiten bei Neuerervor­
schlägen“ erarbeitet und diese den Gerichten als Arbeits- 
matf ial zur Verfügung gestellt. Darin orientieren wir 
z. B. darauf, eine Abschrift des Neuerervorschlags und die 
Unterlagen des Betriebes über dessen Bearbeitung voll­
ständig und kurzfristig beizuziehen. Das machte sich 
erforderlich, weil es in einigen Verfahren an notwendigen 
und exakt formulierten Auflagen an die Prozeßparteien 
zur Ergänzung und Präzisierung ihres Vorbringens man­
gelte. Obwohl es hin und wieder geboten war, gemäß § 33 
Abs. 3 ZPO eine Begutachtung durch Sachverständige 
bereits vor der Verhandlung anzuordnen, wurde Termin 
zur mündlichen Verhandlung bestimmt und durchgeführt, 
die voraussehbar mit einer nicht unmittelbar zu realisie­
renden Beweisanordnung enden mußte. Mit dem Arbeits­
material soll erreicht werden, daß sich die Richter auf 
derartige Konflikte besser einstellen, und es gibt Hinweise

dazu, daß die für einen rationellen Verfahrensablauf 
wesentlichen Fragen gestellt werden.

Es hat mehrere Fälle gegeben, in denen sich die Ge­
richte arbeitsaufwendig damit auseinandergesetzt haben, 
ob die an einen Neuerervorschlag zu stellenden Anforde­
rungen des § 18 NVO erfüllt sind und ob die vom Werk­
tätigen erbrachte Leistung qualitativ über dessen Arbeits- 
aufigabe hinausgeht, obwohl es Hinweise gab, daß der 
Neuerervorschlag bereits vor Jahren eingereicht worden 
war. Im Ergebnis des Verfahrens wurde dann häufig fest­
gestellt, daß die Rechte an den in § 24 Abs. 1 NVO 
genannten Neuerungen bereits erloschen waren. Deshalb 
orientiert das Anleitungsmaterial auch darauf festzustellen, 
wann der Neuerervorschlag eingereicht wurde und ob und 
wann vom 'zuständigen staatlichen Leiter eine Entschei­
dung über die Benutzung oder die vollständige oder teil­
weise Ablehnung der Benutzung getroffen worden ist.

Selbstverständlich ist, daß die gegebenen Hinweise 
nicht schematisch, sondern nur in dem vom jeweiligen 
konkreten Verfahren bestimmten Umfang anzuwenden 
sind.

Die Verantwortung der Leiter der Kombinate und 
Betriebe für die Entwicklung der Neuererbewegung um­
faßt auch ihre Verantwortung für die konsequente Durch­
setzung des Neuererrechts. Eine Reihe von Konflikten 
hat ihre Ursache in einer ungenügenden Arbeit der Be­
triebe mit den Neuerern bzw. in unzureichenden Kennt­
nissen des Neuererrechts. Eine kontinuierliche Rechtspro­
paganda auch auf diesem Gebiet hat daher große Bedeu­
tung.

Deshalb haben wir die Erfahrungen des Kreisgerichts 
Sömmerda, das in der Öffentlichkeitsarbeit auf dem Gebiet 
des Neuererrechts am aktivsten ist, in einer Fachrichter­
tagung allen anderen Kreisgerichten vermittelt. Die Arbeit 
dieses Gerichts zeichnet sich durch Kontinuität aus. Sie 
geht von einer Analyse der für Neuererrechtskonflikte 
maßgeblichen Ursachen aus. Durch Erfahrungsaustausch in 
Neuereraktiven der Gewerkschaften, in Schöffen- und 
KonfliktkommissdonsschulU'ngen hat das Kreisgericht Söm­
merda dafür gesorgt, daß Kleinbetriebe von größeren 
Betrieben bei der Durchsetzung des Neuererrechts unter­
stützt werden. Regelmäßig werden die Mitglieder der ge­
werkschaftlichen Leitungen geschult. In der Rechtsauskunft 
vorgetragene Probleme werden vorrangig operativ gelöst. 
Damit leistet gerade dieses Kreisgericht einen aktiven Bei­
trag zur Durchsetzung des politischen Anliegens der 
Neuererbewegung.
KURT KÄSTNER,
Stellvertreter des Direktors des Bezirksgerichts Erfurt

Beitrag der Gewerkschaften
zur Förderung der Neuererbewegung

Die auf der 18. Plenartagung des Obersten Gerichts 
beratenen Materialien zum Beitrag der Rechtsprechung 
zur Förderung der Neuerertätigkeit (vgl. NJ 1981, Heft 2, 
S. 57 ff.) sind ein wertvoller Beitrag zur wirksamen Nut­
zung des Neuererrechts, insbesondere zur Förderung der 
Initiativen der Neuerer bei der Senkung von Kosten, 
Energie und Material, der weiteren Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen und der verstärkten 
Förderung der sozialistischen Gemeinschaftsarbeit.

Als Interessenvertreter der Werktätigen und als Anwalt 
der Neuerer leisten die Gewerkschaften durch ihre konti­
nuierliche Rechtsarbeit einen eigenständigen Beitrag. So 
empfinden wir z. B. Genugtuung darüber, daß die auf dem


